
Abstimmungsskript Fachausschüsse mit den eingegangenen Fraktionsanträgen und Nachmeldungen der Verwaltung 

zum Haushaltsentwurf 2027 und Investitionsprogramm 2027-2030

(Stand: 30.10.2026)

HH-Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB 77 am  17. November 2026

2027 2028 2029 2030 Merkposten Abstimmung

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu
Fachausschuss

Lfd. Nr. 22 Zust. FA: 23 Antrag: Verwaltung

-105.000 -83.500 -188.500 0 0 0 0 0 0 0 0 0 -250.000 0 -250.000

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 23 Zust. FA: 23 Antrag: Verwaltung

-200.000 -1.184.000 -1.384.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 -1.287.000 1.287.000 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 24 Zust. FA: 23 Antrag: 206/26 Erlanger Linke

1.900.000 -1.900.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 25 Zust. FA: 23 Antrag: 128/26 AfD

120.000 3.500.000 3.620.000 0 0 0 2.600.000 0 2.600.000 205.000 0 205.000 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 111.400AE
Erlöse aus Wohn-

Geschäftsgrundstücke

VE

Zuweisung

Begründung
AfD: Verkauf des ZAM, d.h. Gebäude mit Grundstück. Die Stadt kann sich den hohen Zuschuss angesichts der Haushaltslage nicht mehr leisten. Es gibt wichtigere Themen im Haushalt, die erhalten bleiben 

müssen. Teilweise Zusammenlegung mit dem KUBIC prüfen. Der Wert ist auf Basis öffentlich verfügbarer Informationen geschätzt.

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 111.400E
Erlöse aus Grundstücksverkäufe 

(unbebaut)

VE

Zuweisung

Begründung

Erlanger Linke:  Für den Haushalt 2027 sind 1.900.000 Euro Erlöse aus dem Verkauf unbebauter Grundstücke sowie  2.035.000 Euro Erlöse aus dem Verkauf von Parkeinrichtungen eingeplant. Wir lehnen  den  

Ausverkauf städtischen  Grundbesitzes  ab.  Die Stadt  benötigt zu ihrer Entwicklung (insbesondere für Maßnahmen gegen die Wohnungskrise) Flächen, über die sie verfügen kann, ohne sie erst teuer 

erstehen zu müssen. Der Verkauf von Grundstücken zur kurzfristigen Haushaltssanierung ist wirtschaftlich nicht tragfähig. Ist das „städtische  Tafelsilber“  erst  einmal  verkauft,  bekommt  man  es  nur zu 

einem Vielfachen  des Verkaufspreises wieder. Anstelle von Verkäufen befürworten wir bei geplanten langfristigen privaten Nutzungen Erbpachten. 

Kämmerei: Im Rahmen der HH-Konsolidierung wurde die Auflistung -Verkauf von Grundstücken- am 30.04.2025 in der Stadtratssitzung  (nicht-öffentlich, TOP 2.1, Vorlage II/040/2025,  Anlage 6 zum HH-

Konsolidierungskonzept) beschlossen.

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

Zuweisung

Begründung

IP-Nr. 111.320A Erwerb bebauter Grundstücke

VE

IP-Nr. 111.320 Erwerb unbebauter Grundstücke

Ansätze in Euro

VE = Verpflichtungsermächtigung

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt
Begründung

Amt 23: Notwendiger Grundstückserwerb zur Realisierung des Projekts Regnitzstadt. Vor Beginn der Erschließungsplanung muss der Grunderwerb im Bereich der Regnitzstadt abgeschlossen werden, um die 

weiteren Planungsschritte nicht zu gefährden.

Kämmerei: Lt. Amt 23 für die Weiterentwicklung der Regnitzstadt erfordertlich um die weiteren Planungsschritte nicht zu gefährden..

VE

Zuweisung

Amt 23: Notwendiger Grundstückserwerb zur Realisierung des Projekts Regnitzstadt. Vor Beginn der Erschließungsplanung muss der Grunderwerb im Bereich der Regnitzstadt abgeschlossen werden, um die 

weiteren Planungsschritte nicht zu gefährden.

Kämmerei: Lt. Amt 23 für die Weiterentwicklung der Regnitzstadt erfordertlich. Die Grundstücke sollen erworben werden, um eine sinnige und flächeneffiziente städtebauliche Entwicklung schaffen zu können.



2027 2028 2029 2030 Merkposten Abstimmung

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu
Fachausschuss

Ansätze in Euro

VE = Verpflichtungsermächtigung

Lfd. Nr. 26 Zust. FA: 24/61 Antrag: 123/26 SPD

0 -620.000 -620.000 0 -1.242.000 -1.242.000 0 0 0 0 0 0 -1.802.000 1.802.000 0

0 -620.000 -620.000 0 0

0 200.000 200.000 0 200.000 200.000 0 0 0 0 0 0 400.000 -400.000 0

0 200.000 200.000 0 200.000 200.000 0 0 0 0 0 0 400.000 -400.000 0

Lfd. Nr. 27 Zust. FA: 23 Antrag: Verwaltung

-105.000 -18.500 -123.500 0 0 0 0 0 0 0 0 0 -7.000 7.000 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 28 Zust. FA: 66/61 Antrag: 123/26 SPD

0 -2.400.000 -2.400.000 0 -4.800.000 -4.800.000 0 0 0 0 0 0 -7.200.000 7.200.000 0

0 -2.400.000 -2.400.000 0 0

0 800.000 800.000 0 1.700.000 1.700.000 0 0 0 0 0 0 2.500.000 -2.500.000 0

0 500.000 500.000 0 1.000.000 1.000.000 0 0 0 0 0 0 1.500.000 -1.500.000 0

Lfd. Nr. 29 Zust. FA: 23 Antrag: 206/26 Erlanger Linke

2.035.000 -2.035.000 0 2.740.000 0 2.740.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 538.401 WC-Anlage Zollhaus, Ersatzbau

VE NEU Verpflichtungsermächtigung

Zuweisung 538.600EB Bundeszuweisung WC-Anlage Zollhaus

Zuweisung 538.610ES Staatszuweisung WC-Anlage Zollhaus

Begründung Vgl. SPD-Fraktionsantrag 088/2026, Ziffer 1; Städtebauförderung

IP-Nr. 541.324 Grunderwerb für Rad-/Fußwegebau
Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

VE

Zuweisung

Begründung

Amt 23: Notwendiger Erwerb zur Erfüllung der Unterhalts-/Verkehrssicherungspflicht.

Kämmerei: Im Ansatz sind 85T€ für GrSt-Kauf "Querungshilfe Herzogenauracher Damm" (im Einigungsgespräch so vereinbart). Die Ausführung der Maßnahme ist bei Amt 66 für 2031 eingeplant.

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

Staatszuweisung 

Zollhausplatz/Luitpold-

IP-Nr. 541S.60

Begründung Vgl. SPD-Fraktionsantrag 088/2026, Ziffer 1; Städtebauförderung

Begründung

Erlanger Linke:  Für den Haushalt 2027 sind 1.900.000 Euro Erlöse aus dem Verkauf unbebauter Grundstücke sowie  2.035.000 Euro Erlöse aus dem Verkauf von Parkeinrichtungen eingeplant. Wir lehnen  den  

Ausverkauf städtischen  Grundbesitzes  ab.  Die Stadt  benötigt zu ihrer Entwicklung (insbesondere für Maßnahmen gegen die Wohnungskrise) Flächen, über die sie verfügen kann, ohne sie erst teuer 

erstehen zu müssen. Der Verkauf von Grundstücken zur kurzfristigen Haushaltssanierung ist wirtschaftlich nicht tragfähig. Ist das „städtische  Tafelsilber“  erst  einmal  verkauft,  bekommt  man  es  nur zu 

einem Vielfachen  des Verkaufspreises wieder. Anstelle von Verkäufen befürworten wir bei geplanten langfristigen privaten Nutzungen Erbpachten. 

Kämmerei: Im Rahmen der HH-Konsolidierung wurde die Auflistung -Verkauf von Grundstücken- am 30.04.2025 in der Stadtratssitzung  (nicht-öffentlich, TOP 2.1, Vorlage II/040/2025,  Anlage 6 zum HH-

Konsolidierungskonzept) beschlossen.

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

Zollhausplatz/Luitpoldstr., 

Umgestaltung

VE NEU Verpflichtungsermächtigung

Zuweisung

IP-Nr. 546.400E
Erlöse aus Grundstücksverkäufen 

(Parkeinrichtung)

VE

Zuweisung

541S.60EB
Bundeszuweisung 

Zollhausplatz/Luitpold-

Zuweisung 541S.60ES



2027 2028 2029 2030 Merkposten Abstimmung

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu

Ansatz 

Entwurf
Änderung

Ansatz 

neu
Fachausschuss

Ansätze in Euro

VE = Verpflichtungsermächtigung

Lfd. Nr. 30 Zust. FA: 61 Antrag: 128/26 AfD

-685.000 400.000 -285.000 -200.000 200.000 0 -200.000 200.000 0 -200.000 200.000 0 -1.400.000 200.000 -1.200.000

-200.000 200.000 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 31 Zust. FA: 61 Antrag: 128/26 AfD

-2.596.400 2.000.000 -596.400 -1.157.600 1.000.000 -157.600 -1.262.400 1.262.400 0 -2.580.700 2.580.700 0 -14.077.600 0 -14.077.600

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 32 Zust. FA: 61 Antrag: 123/26 SPD

-75.000 -75.000 -150.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. Nr. 33 Zust. FA: 77 Antrag: 123/26 SPD

-140.000 -200.000 -340.000 0 -500.000 -500.000 0 -500.000 -500.000 0 -500.000 -500.000 -750.000 0 -750.000

0 100.000 100.000 0 250.000 250.000 0 250.000 250.000 0 250.000 250.000 0 0 0

Lfd. Nr. 34 Zust. FA: 77 Antrag: 123/26 SPD

0 -500.000 -500.000 0 -500.000 -500.000 0 -500.000 -500.000 0 -500.000 -500.000 0 0 0

0 -500.000 -500.000 0 0

0 425.000 425.000 0 425.000 425.000 0 425.000 425.000 0 425.000 425.000 0 0 0

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 547.870
Maßnahmen zur Stärkung des 

Umweltverbundes

VE

Zuweisung

Begründung SPD: Insbes. Umsetzung Zukunftsplan Fahrradstadt, Fußverkehrskonzept

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 547.400
InvestUmlage Planungs-u Baukosten 

Stadtumlandbahn

VE

Zuweisung

Begründung
AfD: Einstellung des Projektes Stadt-Umland-Bahn. Die Stadt braucht dieses Mammutprojekt nicht und sie kann es sich trotz erwarteten Zuschüssen in Höhe von 70-80% auch mittelfristig nicht leisten. Eine 

Auflösung des Zweckverbandes ist daher anzustreben. Die veranschlagten Restbeträge werden in Unkenntnis der entsprechenden Verträge vorgeschlagen.

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 551.500
Baumpflanzungen, 

Entsiegelungsmaßnahmen

VE

Zuweisung 551.NEU Staatszuweisung

Begründung SPD: Hitzeschutzmaßnahme; Förderprogramm z.B. KommKlimaFöR 2026

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 551.5001
Innenstadtentsiegelung, 

Förderprogramm

VE NEU Verpflichtungsermächtigung

Zuweisung 551.5001EB
Bundeszuweisung 

Innenstadtentsiegelung, F.programm

Begründung Vgl. SPD-Fraktionsantrag 088/2026, Ziffer 2; Förderprogramm KlimaRäume (BMWSB)

Abstimmung 

UVPA: mit ... 

gegen ... 

Stimmen 

angenommen/ 

abgelehnt

IP-Nr. 546.401
Stadtentwicklungsprojekt 

Regnitzstadt

VE 546.401V

Zuweisung

Begründung
AfD: Reduzierung des Projektes Regnitzstadt auf die Leistungen, die seitens der Stadtverwaltung aus dem Baureferat erbracht werden können. Keine Beauftragung eines externen Projektleiters für die 

Weiterentwicklung und Integration mit dem zu beendenden Projekt Stadt-Umland-Bahn.


